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errseht, Einverstândnis darùber, dass die Canadische Regierung fernerhin
eferung irgendwelcher Wertpapiere, Zertifikate. Urkunden oder anderer
ist.itel auf Grund des § 10 des Anhangs zu Abschnitt IV des Teil X des
von Versailles nicht mehr verlangen kann.

ýit es sich um die im Besitz der Deutschen Regierung befindlichen
iere handeit, von denen eine Liste dem Verwalter vor Unterzeiehnung
bkommens iibergeben worden ist, und die ausgeliefert worden wiiren,
hit der Dawes-Plan in Kraft getreten wiire, übernimint es.,der Verwalter,
ýtracht kommenden canadisehen Beteiligtendavon in Kenntnis zu setzen,
ýeWertpapiere in Zukunft keinen Beschriinkungen mehr unterworfen
1die deutschen Berechtigten befugt sind, über diese Wertpapiere und
zlimn 7. Juni 1929 aufgelaufenen und nocli ausstehenden Zinsen zu

Das Gleiche gilt fùr Wertpapiere, die der Deutschen Regierung nicht
'I't worden sind, weil sie einem fremden Staatsangehôrigen vor dem
ar 1920 verpfiindet waren.

ARTiXEL 5

Canadisehe Regierung verzichtet mit Wirkung vom 7. Juni 1929 auf
UIreh den Artikel 306, Abs. 5-7 des Vertrags von Versailles eingeriiumten

ARTiIuL 6
Rýeioh'sregierung wird die Canadische Regierung und den Verwalter
h'I&te(n fiir aile Ansprüche, die in Zukunft von irgendeinem Berechtigten
9 Iifî rgendweche unter dieseni Abkommen freigegebene Verm65gens-

Ide rhobn wedensoliten.

ARTixEL 7
SArtikel 296 des Vertrags von Versailles f allende Geldforderungen auf

d"Abkominen vom 4. November 1929 betreffend die Regelung von
1ýUt'SchIand und Canada unerledigten Ausgleichssachen bezieht,

On diesem Abkommen nicht, betroffen.

ARTiKEL 8

lýitee Regieriing wird aile Güter, Rechte und Interessen, die dem
IA Ifýrigen Amnt i Uebereinstimmung mit den Bestimmungen diesesensaUgeliefert werden, an die wirklichen Berechitigten aushândigen.

ARTIKEL 9

8tetgkeiten,, die üiber die Auslegung oder die Anwendung dieseseýs etStehern këinnten, sollen einemn aus drei Mitgliedern bestehenden
llfl Uterbreitet werden; jede der vertragsohliessenden Parteien wird

'u rnenenund der Vorsitzende, der ein Staatsangehbriger ciner im
denurlgebliebenen Maeht sein soit, soit durch Verstâindigung

i eunvItrgshliessenden IParteien bestimait wre.Faslls ei olche
1 Iht su erreichen sein sollte, soll er vom Psietndes
"t'IllItoln Geriohtshof s in Haag ernannt w'erden.


